
 

 

  

 

Berlin, 21. August 2026 

 

STELLUNGNAHME                            
ENTWURF EINES GESETZES FÜR DATEN UND DIGITALE INNOVATION IM 
GESUNDHEITSWESEN (GEDIG)  

(Kabinettsentwurf vom 15. Juli 2026 – Stellungnahme für das Verfahren im Deutschen Bundestag) 

GRUNDSÄTZLICHE EINORDNUNG 

Die AKG-Kliniken begrüßen, dass mit dem GeDIG die technischen und rechtlichen Grundlagen für eine 

stärker vernetzte, interoperable Gesundheitsdateninfrastruktur weiterentwickelt werden. Insbesondere 

die verpflichtende Bereitstellung offener und standardisierter Schnittstellen durch die 

Krankenhausinformationssysteme und die Weiterentwicklung der Sekundärnutzung von 

Gesundheitsdaten sind aus Sicht der kommunalen Großkrankenhäuser folgerichtige Schritte. 

Leider zeigt sich auch bei diesem Gesetzentwurf, dass bei der Weiterentwicklung der 

Versorgungslandschaft die bereits beschlossene Krankenhausreform sowie die 

Vorbereitungsmaßnahmen auf etwaige Krisenszenarien nicht ausreichend mitgedacht werden. Mit der 

neu eingeführten Koordinierungsfunktion nach § 6b KHG steht eine klar definierte Versorgungsrolle 

bereit, zu deren Kernaufgaben die Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen den beteiligten 

Krankenhausstandorten einer Region gehört. Zur Stärkung dieser wichtigen Versorgungsrolle im 

Rahmen des anstehenden Strukturwandels in der Krankenhauslandschaft und zur Stärkung der 

Krisenresilienz bedarf es erheblicher Konkretisierungen zur Datennutzung. 

Die Koordinierungsfunktion nach § 6b KHG ist dementsprechend, um folgende Aufgaben anzupassen: 

▪ Die gemeinsame Datennutzung im Sinne der Versorgungsforschung und Qualitätssicherung 

nach Gesundheitsdatennutzungsgesetz – auch für die angeschlossenen Krankenhäuser und in 

Zusammenarbeit mit anderen koordinierenden Krankenhäusern. 

▪ Sicherstellung eines umfassenden Lagebildes zu Versorgungskapazitäten und 

Patientenströmen insbesondere in der Notfallversorgung, bei Großschadensereignissen und 

Krisenlagen. 

Im Rahmen des Gesundheitsdatennutzungsgesetzes empfehlen wir auf dieser Basis folgende 

Klarstellungen: 

▪ Zulässigkeit der gemeinsamen Datenverarbeitung durch Krankenhäuser mit 

Koordinierungsaufgaben nach § 6b KHG mit kooperierenden Krankenhäusern im Rahmen von 

telemedizinischen Netzwerken. 
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▪ Zulässigkeit der gemeinsamen Datenverarbeitung durch Krankenhäuser mit 

Koordinierungsaufgaben nach § 6b KHG mit kooperierenden Krankenhäusern zur 

Lagebildtransparenz über Versorgungskapazitäten und Patientenströme. Hierfür kann das 

Bundesministerium für Gesundheit im Rahmen einer Verordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates einen standardisierten Datensatz definieren. 

 

▪ Zulässigkeit der gemeinsamen Datenverarbeitung zwischen koordinierenden Krankenhäusern 

nach § 6b KHG zur überregionalen Lagebilderstellung und Qualitätssicherung. Hierfür kann das 

Bundesministerium für Gesundheit im Rahmen einer Verordnung ohne Zustimmung des 

Bundesrates einen standardisierten Datensatz definieren. 

In diesem Zusammenhang weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass eine umfassende, datenschutz- 

und KRITIS-konforme Datenverarbeitung mit erheblichen Investitions- und Betriebskosten verbunden 

ist. Die Finanzierung der Koordinierungsfunktion ist entsprechend anzupassen. Unserer Auffassung 

nach kommt dafür auch eine Refinanzierung über die Bereichsausnahme nach Artikel 109 Absatz 3 GG 

in Frage. 

Nachfolgend finden Sie detaillierte Hinweise zu den Anpassungen in den relevanten Paragrafen.  

 

DATENAUSTAUSCH ZWISCHEN KOORDINIERENDEN UND KOOPERIERENDEN 

KRANKENHÄUSERN (§ 24 ABSATZ 3 GDNG-E) 

Der neu gefasste § 24 des Gesundheitsdatennutzungsgesetzes (GDNG) erlaubt die Weiterverarbeitung 

von Versorgungsdaten unter anderem zur Qualitätssicherung und zur Förderung der 

Patientensicherheit (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1). Absatz 3 Satz 1 untersagt jedoch grundsätzlich die 

Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte; die in Absatz 3 Satz 4 vorgesehene Ausnahme für 

öffentlich geförderte Zusammenschlüsse von Gesundheitseinrichtungen ist auf 

Verbundforschungsvorhaben und Forschungspraxennetzwerke zugeschnitten und setzt zudem im 

Einzelfall die Zustimmung der Datenschutzaufsichtsbehörde voraus. Ein nach § 6b 

Krankenhausfinanzierungsgesetz koordinierungsbeauftragtes Krankenhaus und die mit ihm in einem 

regionalen, telemedizinischen Netzwerk kooperierenden Krankenhäuser sind damit weiterhin nicht von 

einer praxistauglichen Rechtsgrundlage für den wechselseitigen Datenaustausch zu 

Qualitätssicherungszwecken erfasst. Diese Rechtslücke betrifft nicht nur den Datenaustausch in 

telemedizinischen Versorgungsnetzwerken, sondern in gleicher Weise die Herstellung einer regionalen 

Lagebildtransparenz über Versorgungskapazitäten und Patientenströme sowie die überregionale 

Zusammenarbeit koordinierender Krankenhäuser zur Qualitätssicherung.   

Änderungsvorschlag 

„Die Weitergabe der personenbezogenen Daten an Dritte ist im Rahmen der Weiterverarbeitung nach 

Absatz 1 untersagt. Abweichend von Satz 1 ist die Weitergabe von personenbezogenen Daten im 

Rahmen der Weiterverarbeitung nach Absatz 1 zulässig, soweit die betroffene Person eingewilligt hat 

oder eine andere gesetzliche Vorschrift des Bundes oder der Länder oder ein unmittelbar geltender 

Rechtsakt der Europäischen Union dies vorsieht. Satz 1 steht ferner der Verarbeitung und dem 

Austausch von Daten zwischen einem nach § 6b Krankenhausfinanzierungsgesetz 

koordinierungsbeauftragten Krankenhaus und den mit ihm kooperierenden Krankenhäusern nicht 

entgegen, soweit dies zur Wahrnehmung der Koordinierungs- und Vernetzungsaufgaben nach § 6b 

Satz 1 Krankenhausfinanzierungsgesetz erforderlich ist, insbesondere  

1. zum Aufbau und Betrieb telemedizinischer Versorgungsnetzwerke,  

2. zur Herstellung einer regionalen Lagebildtransparenz über Versorgungskapazitäten und 

Patientenströme oder  



 

 

3. zur überregionalen Lagebilderstellung und Qualitätssicherung zwischen mehreren nach § 6b 

Krankenhausfinanzierungsgesetz koordinierungsbeauftragten Krankenhäusern.  

Das Bundesministerium für Gesundheit bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates einen standardisierten Datensatz für die Datenverarbeitung nach Satz 3 Nummer 2. Das 

Bundesministerium für Gesundheit bestimmt durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 

Bundesrates einen standardisierten Datensatz für die Datenverarbeitung nach Satz 3 Nummer 3. Die 

datenverarbeitenden Gesundheitseinrichtungen…“ (Fortsetzung des bisherigen Satzes 3 unverändert; 

die bisherigen Sätze 3 ff. werden entsprechend verschoben) 

Begründung 

Die bestehende Ausnahme in Absatz 3 Satz 4 ist auf öffentlich geförderte Forschungsverbünde 

zugeschnitten und für die routinemäßige Zusammenarbeit in einem regionalen Krankenhausnetzwerk 

weder gedacht noch praxistauglich, da sie eine Einzelfallzustimmung der Datenschutzaufsichtsbehörde 

voraussetzt. Da Qualitätssicherung bereits in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 als zulässiger 

Verarbeitungszweck anerkannt ist, bedarf es lediglich einer gezielten Ausnahme von dem pauschalen 

Weitergabeverbot des Absatzes 3 Satz 1 für den Datenaustausch innerhalb eines nach § 6b KHG 

koordinierten Netzwerks. Eine zukunftsfähige Koordinierungsfunktion nach § 6b KHG umfasst dabei 

nicht nur den Aufbau telemedizinischer Netzwerke, sondern auch die Herstellung einer regionalen 

Lagebildtransparenz über Versorgungskapazitäten und Patientenströme sowie die überregionale 

Zusammenarbeit koordinierender Krankenhäuser zur Qualitätssicherung – auch für diese 

Anwendungsfelder bedarf es einer tragfähigen Rechtsgrundlage für die notwendige Datenverarbeitung. 

Da die regionale Lagebildtransparenz unmittelbar die Krankenhausplanung der Länder berührt, ist für 

den hierfür erforderlichen standardisierten Datensatz die Zustimmung des Bundesrates vorzusehen; die 

überregionale Zusammenarbeit koordinierender Krankenhäuser zur Qualitätssicherung betrifft 

demgegenüber keine originären Länderkompetenzen, sodass eine zustimmungsfreie 

Verordnungsermächtigung ausreicht. 

 

DIE AKG-KLINIKEN 

Die AKG-Kliniken sind ein Interessenverbund von 30 Großkrankenhäusern und Krankenhausverbünden 

aus dem gesamten Bundesgebiet mit einem Umsatz von rund 14 Milliarden Euro. Sie repräsentieren 

derzeit rund 51.000 Betten und vertreten damit nahezu 10 % der gesamtdeutschen 

Krankenhausversorgung. Etwa 1,6 Millionen Patientinnen und Patienten im Jahr werden in den Häusern 

der AKG-Kliniken von etwa 144.000 Mitarbeitenden vollstationär behandelt. Die Mitglieder sind 

Maximalversorger in kommunaler Trägerschaft und decken damit das gesamte medizinische Spektrum 

ab. Als kommunale Krankenhäuser erbringen die Mitglieder der AKG-Kliniken eine wichtige Leistung für 

die Versorgung der gesamten Bevölkerung, von der Grund- bis zur Maximalversorgung. Damit leisten 

sie einen wichtigen gesundheitspolitischen Beitrag. Die Gewinne werden reinvestiert und nicht an 

Investoren abgeführt. So bleiben die Gelder den Regionen erhalten. 
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